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Gericht bestätigt Baugenehmigung für
umstrittene Hochgarage in Trier

Verwaltungsgericht Trier weist Klage gegen geplante
Hochgarage des Mutterhauses ab; Klägerin sieht erhöhte

Verkehrsbelastung.

Im Verwaltungsgericht Trier hat die 5. Kammer kürzlich ein
wichtiges Urteil verkündet. Die Entscheidung bezieht sich auf die
Klage gegen die Baugenehmigung für eine offene Hochgarage
auf dem Klinikgelände des Mutterhauses. Diese Klage wurde von
der Eigentümerin eines benachbarten Grundstücks eingereicht,
die Bedenken hinsichtlich der Auswirkungen auf ihre Umgebung
äußerte.

Bereits im Juli 2022 wurde die Baugenehmigung von der
zuständigen Behörde erteilt. Die Klägerin erhob daraufhin
Widerspruch und suchte zunächst erfolglos nach einer
einstweiligen Verfügung, um den Bau zu stoppen. Ihre
Argumentation basierte vor allem darauf, dass die neue
Hochgarage die Verkehrsbelastung der angrenzenden Straßen
erheblich steigern würde. Dies könnte zu einem Anstieg von
Lärm und Schadstoffen führen, was die Lebensqualität in der
Umgebung gefährdet.

Entscheidungsgründe der Richter

Die Richter der 5. Kammer wiesen jedoch die Bedenken der
Klägerin zurück. Sie argumentierten, dass die Genehmigung zur
Errichtung der Hochgarage keines der Nachbarrechte verletze.
Insbesondere fand das Gericht keinen Verstoß gegen den
Anspruch der Antragstellerin auf den Erhalt des Gebietes, noch



sah es eine Verletzung des Gebots zur Rücksichtnahme auf
Nachbarn. Bereits im April 2023 hatte das
Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz die Beschwerde der
Klägerin gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts
abgewiesen, und auch im Oktober 2023 blieb ihr Widerspruch
ohne Erfolg.

Nachdem der Widerspruch abgelehnt worden war, wiederholte
die Klägerin im Februar 2024 ihre Argumente in einer neuen
Klage. Doch auch hier stützten die Richter ihr Urteil auf die
bereits vorliegenden Entscheidungen. Für sie war klar, dass die
Baugenehmigung rechtlich nicht angreifbar war und die
vorgetragenen Bedenken unbegründet blieben.

Wie es in solchen Fällen üblich ist, haben die Beteiligten nun die
Möglichkeit, innerhalb eines Monats beim
Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz die Zulassung einer
Berufung zu beantragen. Dies zeigt einmal mehr, wie bedeutend
solche Entscheidungen in strittigen Bauangelegenheiten sein
können. Die Rechtsprechung stellt sicher, dass die formalen
Voraussetzungen für Baugenehmigungen eingehalten werden,
was sowohl dem Schutz der Anwohner als auch der Förderung
von Bauprojekten dient.

Die Situation rund um die Hochgarage wirft grundlegende
Fragen zur Flächennutzung und zu den Rechten von Anwohnern
auf. Die aktuellen Entwicklungen verdeutlichen die Komplexität
und die Herausforderungen, die mit der Genehmigung von
Bauvorhaben verbunden sind. Solche Konflikte zwischen
privaten Interessen und öffentlichen Bauprojekten sind nicht
selten und zeigen die Notwendigkeit einer ausgewogenen
Betrachtung der unterschiedlichen Interessen.
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